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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 126/11 B 
 
L 4 R 3520/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 17 R 4840/08 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
………………………….. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………… , 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. Mai 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,  die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 4. März 2011 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 4.3.2011 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch des Klägers auf 

Halbwaisenrente im Zeitraum vom 1.4. bis 31.7.2008 verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden die grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache (I.) und eine Rechtsprechungsabweichung (II.) geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erforder-

nisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 

Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

I. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage auf-

wirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichter-

lichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt 

sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fort-

bildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung 

erwarten lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, 

eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Ent-

scheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm 

angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a 

RdNr 41). 
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Der Kläger hält die Frage für grundsätzlich bedeutsam, 

 "ob ein (Halb-)Waise, der zwischen zwei Ausbildungsabschnitten einen hoheitlich an-
geordneten unvermeidbaren Grundwehrdienst oder Ersatzdienst abzuleisten hatte, für die 
Zeit einer länger als vier Kalendermonaten andauernden Übergangszeit einen Anspruch 
auf (Halb-)Waisenrente von zumindest vier Kalendermonaten hat". 

 

Mit dieser Frage ist die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargetan. Denn sie 

lässt schon völlig offen, welches gesetzliche Tatbestandsmerkmal welcher bundesrechtlichen 

Norm mit Blick auf welche Bestimmung ausgelegt werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren 

oder das Recht fortzubilden. Darüber hinaus ist auch die Klärungsfähigkeit der angeblichen 

Rechtsfrage nicht dargetan, weil der Kläger verschweigt, ob und inwieweit der Sachverhalt, den 

er in der Beschwerdebegründung (insbesondere unter Gliederungspunkt I) schildert, dem Be-

rufungsgericht überhaupt zuzurechnen ist, also ganz oder teilweise mit dem vom LSG fest-

gestellten Sachverhalt identisch ist. 

 

Soweit er schließlich in der Beschwerdebegründung auf § 48 Abs 4 Nr 2 Buchst b SGB VI in 

der Fassung von Art 1 Nr 6a des Gesetzes zur Sicherung der nachhaltigen Finanzierungs-

grundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Nachhaltigkeitsgesetz - RVNG) vom 

21.7.2004 (BGBl I 1791) hinweist und das dort verwendete Tatbestandsmerkmal "einer Über-

gangszeit von höchstens vier Kalendermonaten" für auslegungsbedürftig hält, versäumt er es, 

den erneuten/fortbestehenden Klärungsbedarf der angesprochenen Problematik darzulegen. 

Eine Rechtsfrage ist nicht (mehr) klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel 

steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als 

höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht 

bzw das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, jedoch schon eine oder 

mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur 

Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17; s hierzu auch Fichte aaO). Im Hinblick hierauf muss in der 

Beschwerdebegründung unter Auswertung der Rechtsprechung des BSG zu dem Problemkreis 

substantiiert vorgetragen werden, dass das BSG zu diesem Fragenbereich noch keine Ent-

scheidung gefällt oder durch die schon vorliegenden Urteile die hier maßgebende Frage von 

grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet hat (Krasney/Udsching, Handbuch des 

sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, Kap IX RdNr 183 mwN).  

 

Hieran fehlt es. Die Beschwerdebegründung lässt bereits jede Auseinandersetzung vermissen, 

inwieweit der ausdrückliche Normwortlaut methodisch überhaupt Ausnahmen erlauben könnte. 

Sie weist zudem selbst auf das Urteil des BSG vom 1.7.2010 (B 13 R 86/09 R - SozR 4-2600 

§ 48 Nr 4) hin, wonach das erwähnte Tatbestandsmerkmal die Höchstdauer einer waisen-

rentenunschädlichen Übergangszeit und nicht die Höchstdauer des Waisenrentenanspruchs 

unabhängig von der Dauer der Übergangszeit bestimme (BSG, aaO, RdNr 24). Wehr- oder 
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zivildienstbedingte Zwangspausen seien genauso wie Übergangszeiten zu behandeln, die sich 

nach schul- und hochschulrechtlichen Vorgaben nicht vermeiden ließen (BSG, aaO, RdNr 37). 

Soweit sich der Kläger darüber hinaus auf das Urteil des 5. Senats vom 17.4.2007 (B 5 

R 62/06 R - SozR 4-2600 § 58 Nr 8) bezieht, fehlt es an schlüssigen Darlegungen, welche kon-

kreten Ausführungen er iS der von ihm behaupteten Auffassung fruchtbar machen will, obwohl 

auch dort von einer "Übergangszeit von höchstens vier Kalendermonaten" (RdNr 23) die Rede 

ist. Dass trotz der vorhandenen höchstrichterlichen Rechtsprechung noch oder wieder Klä-

rungsbedarf bestehe, hat der Kläger nicht ausreichend vorgetragen. Um darzulegen, dass einer 

bereits entschiedenen Rechtsfrage gleichwohl noch grundsätzliche Bedeutung zukomme, hat 

ein Beschwerdeführer aufzuzeigen, in welchem Umfang, von welcher Seite und mit welcher 

Begründung der Rechtsprechung widersprochen werde bzw die Beantwortung der Rechtsfrage 

umstritten sei (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51). Dasselbe gilt für die Behauptung, dass neue er-

hebliche Gesichtspunkte zu berücksichtigen seien, die zu einer über die bisherige Erörterung 

hinausgehenden Betrachtung der grundsätzlich bereits entschiedenen Rechtsfrage führen 

könnten und die Möglichkeit einer anderweitigen Entscheidung nicht offensichtlich aus-

schlössen (vgl hierzu BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 S 2 mwN; s auch Leitherer in Meyer-Lade-

wig/Keller/Leitherer, SGG, 9. Aufl 2008, § 160 RdNr 8b). Diese Anforderungen erfüllt die Be-

schwerdebegründung nicht. 

 

II. Auch die Divergenzrüge hat keinen Erfolg. Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, 

wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt wor-

den sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragen-

den abstrakten Rechtssatz in Abweichung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des 

BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht 

schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht den Kriterien entspricht, die das BSG 

aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien widersprochen, also eigene recht-

liche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern 

die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen 

Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, dass das an-

gefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die Darlegungspflicht bedeutet das 

vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung erkennen lassen muss, welcher 

abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung enthalten ist und welcher im 

Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner muss aufgezeigt 

werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem 

künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben wird (zum 

Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungserfordernissen 

wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 
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Der Kläger macht geltend, die Entscheidung des LSG beruhe auf folgendem Rechtssatz: 

 "Für eine Anerkennung jeglicher Übergangszeit als waisenrentenunschädlich - sei es 
zwischen zwei Ausbildungsabschnitten oder zwischen Ausbildung und Ableistung des 
gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstes, ist dieselbe tatbestandliche Voraussetzung maß-
geblich, nämlich eine Übergangszeit von höchstens vier Kalendermonaten." 

 

Damit weiche das LSG von dem Rechtssatz im Senatsurteil vom 17.4.2007 (B 5 R 62/06 R 

- SozR 4-2600 § 58 Nr 8) ab, 

 "nachdem es bei der Voraussetzung bleiben muss, dass die Unterbrechung der Aus-
bildung von mehr als vier Monaten nur dann als unschädlich anzusehen ist, wenn sie wie 
beim Wehr- oder Zivildienst aufgrund eines hoheitlichen Eingriffs ('von hoher Hand') er-
folgt". 

 

Mit diesen einander gegenübergestellten Rechtssätzen ist das Vorliegen einer Divergenz nicht 

hinreichend dargetan. Denn der Kläger zeigt schon nicht auf, an welcher Stelle und mit welcher 

anerkannten Methodik er den Urteilen des LSG und BSG die behaupteten Rechtssätze jeweils 

entnehmen will.  

 

Die Beschwerdebegründung geht auch nicht darauf ein, ob der 5. Senat im herangezogenen 

Urteil, das zu unvermeidbaren Zwischenzeiten im Rahmen von Anrechnungszeiten ergangen 

ist, auf der Grundlage des darin angeblich aufgestellten Rechtssatzes eine Fallkonstellation, die 

mit derjenigen des Klägers vergleichbar ist, tragend anders entschieden hat als das LSG im 

angefochtenen Urteil. Dafür genügt es nicht, einen einzelnen Satz aus der bundesgerichtlichen 

Entscheidung isoliert zu zitieren. Vielmehr ist der Kontext darzustellen, in dem der heran-

gezogene bundesgerichtliche Rechtssatz steht (vgl hierzu zB BSG Beschluss vom 7.2.2007 

- B 6 KA 56/06 B - BeckRS 2007, 41946, RdNr 10 mwN). Zum Kontext der Senatsentscheidung 

ist der Beschwerdebegründung aber schon deshalb nichts zu entnehmen, weil sie verschweigt, 

welchen Sachverhalt das BSG zu beurteilen hatte, so dass auch nicht deutlich wird, welche 

rechtlichen Aussagen es wirklich getroffen hat und welche Aussagen auf einer Interpretation 

des Klägers beruhen. Eine konkrete Sachverhaltsdarstellung auch der BSG-Entscheidung ge-

hört aber zu den Mindestvoraussetzungen, um die Entscheidungserheblichkeit der Divergenz-

rüge prüfen zu können. Denn eine die Rechtseinheit gefährdende Abweichung kann nur bei 

gleichem oder vergleichbarem Sachverhalt vorliegen.  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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